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ZEITGESPRACH

Sollte der Stabilitäts- und
Wachstumspakt geändert werden?

Die EU-Kommission hatte im Januar 2002 die Haushaltslage in Deutschland
zum Anlass genommen, dem Ecofin-Rat zu empfehlen, gegenüber Deutschland eine

Frühwarnung auszusprechen. Der so genannte „Blaue Brief" des Rates konnte auf
Intervention der Bundesregierung vermieden werden. Die Glaubwürdigkeit des

europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes wurde damit jedoch beschädigt.
Sollte der Pakt geändert werden?

Rolf Peffekoven

Strikte Anwendung geboten - nationale Voraussetzungen
schaffen

Beim Abschluss des Maastrich-
ter Vertrages waren sich die

Partnerländer einig, dass die Sta-
bilität der gemeinsamen Europäi-
schen Währung nur gesichert
werden könne, wenn die Mit-
gliedsländer der Europäischen
Währungsunion nachhaltig solide
Staatsfinanzen garantieren kön-
nen. Deshalb ist zunächst in Art.
104 EG-Vertrag und später in Er-
gänzung dazu im Stabilitäts- und
Wachstumspakt ein Verfahren
festgelegt worden, wie dies er-
reicht werden kann.

In einer Entschließung des EU-
Ministerrates1 ist den Ländern die
Verpflichtung auferlegt worden,
mittelfristig ausgeglichene oder
überschüssige Haushalte zu ver-
wirklichen und eine Defizitquote
(Relation Nettoneuverschuldung
zu Bruttoinlandsprodukt) von 3%
auch im Falle eines Konjunkturab-
schwungs grundsätzlich nicht zu
überschreiten. Ausnahmen sollen
nur möglich sein, wenn sich ein
Land in einer „schweren Rezessi-
on" befindet (das Bruttoinlands-
produkt sinkt um mehr als 2%)
oder ein „außergewöhnliches Er-
eignis" vorliegt, das sich der Kon-

trolle durch ein Mitgliedsland ent-
zieht. Um die Ziele des Stabilitäts-
und Wachstumspaktes erreichen
zu können, ist ein Frühwarnsystem
und ein Sanktionsverfahren einge-
richtet worden.

Der Stabilitäts- und Wachstums-
pakt ist auf Drängen Deutschlands
verabschiedet worden, und gerade
in Deutschland ist er auch immer
wieder als eine wesentliche Vor-
aussetzung für stabiles Geld be-
zeichnet worden. „Er ist ein wichti-
ges Instrument zur Überwachung
und Koordinierung der nationalen
Haushalte, das von niemandem
ernsthaft in Frage gestellt wird."2

Nach der ersten Bewährungspro-
be sieht dies - auch im Urteil der
Befürworter des Paktes - freilich
ganz anders aus. Es sind erheb-
liche Zweifel aufgekommen, ob
der Stabilitäts- und Wachstums-
pakt seine Funktion überhaupt er-

1 Entschließung des Europäischen Rates
über den Stabilitäts- und Wachstumspakt
vom 17. Juni 1997, in: Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften, Nr. C 236, S. 1 f.

2 J . S ta r k : Der Stabilitätspakt hat sich be-
währt. Bindende Haushaltsregeln und Sank-
tionsandrohungen haben zur finanzpoliti-
schen Neuorientierung geführt, in: Deutsche
Bundesbank (Hrsg.): Auszüge aus Pressear-
tikeln, Nr. 29 vom 27.6.2001, S. 13.
3 Zweifel an der Einhaltung des Stabilitäts-
und Wachstumspakts sind bereits 1999 auf-
gekommen, als der Ecofin-Rat für Italien ein
um 0,4 Prozentpunkte erweitertes Defizitziel
als konform mit dem Pakt erklärte. Vgl.
Sachverständigenrat zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Jahres-
gutachten 1999/2000, Ziff. 82.

füllen kann3, „er hat sicherlich nicht
seine erste Zwischenprüfung be-
standen"4. Viele halten eine Re-
form für geboten.

Zur Ausgangslage

Die EU-Kommission hatte im
Januar 2002 die Haushaltslage in
Deutschland zum Anlass genom-
men, dem Ecofin-Rat zu empfeh-
len, gegenüber Deutschland eine
Frühwarnung auszusprechen. Die
Lage des öffentlichen Gesamt-
haushalts in Deutschland hätte
dies zweifellos auch geboten: Statt
der geplanten Defizitquote von
1,5% hat sich im Jahre 2001
tatsächlich eine solche von 2,6%
ergeben. Für das Jahr 2002 rech-
net die Kommission mit einer Defi-
zitquote von 2,7%, was dem
Höchstwert von 3,0% bereits be-
denklich nahe kommt.

Zwar hat der Bundesminister
der Finanzen die hohen Defizit-
quoten als Folge der konjunkturel-
len Entwicklung in der Welt (insbe-

4 J . S t a r k : Drei Fragen an Dr. Jürgen
Stark, Vizepräsident der Deutschen Bundes-
bank, zum Stabilitäts- und Wachstumspakt.
Interview von Philippe Ricard - Übersetzung
-, in: Deutsche Bundesbank (Hrsg.): Auszü-
ge aus Presseartikeln, Nr. 8 vom 14.2.2002,
S. 10.
5 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung:
Jahresgutachten 2001/02, Ziff. 387.
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sondere in den USA) erklärt. Zu-
treffend ist das jedoch nicht: Wie
der Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung berechnet hat,
waren für das Jahr 2001 von der
Defizitquote lediglich 0,1 Prozent-
punkte auf konjunkturelle Einflüsse
zurückzuführen5. Zwar wird die
konjunkturelle Komponente im
Jahre 2002 etwas ansteigen, aber
von der auf 2,7% geschätzten De-
fizitquote entfallen nach Berech-
nungen der EU-Kommission nur
0,7 Prozentpunkte auf Konjunk-
tureinflüsse. Der öffentliche Ge-
samthaushalt in Deutschland weist
also erhebliche strukturelle Defizite
aus. Das ist im Wesentlichen dar-
auf zurückzuführen, dass in kon-
junkturell guten Jahren (so auch im
Jahre 2000) die Konsolidierung der
öffentlichen Haushalte nicht im ge-
botenen Umfang gelungen ist.

Der Vorschlag der EU-Kommis-
sion, an die Adresse Deutschlands
eine Frühwarnung auszusprechen,
hat dennoch keine qualifizierte
Mehrheit im Ecofin-Rat gefunden,
mehr noch: Der Vorschlag der EU-
Kommission ist nicht einmal zur
Abstimmung gestellt worden,
nachdem der Bundesminister der
Finanzen unter anderem zugesagt
hat, bis zum Jahre 2004 einen „na-
hezu" ausgeglichenen öffentlichen
Gesamthaushalt vorzulegen.

Mit dieser Entscheidung des
Ecofin-Rates6 ist der Stabilitäts-
und Wachstumspakt schwer be-
schädigt worden. Nicht einmal
eine vergleichsweise harmlose
Frühwarnung, die ökonomisch be-
rechtigt gewesen wäre und keiner-
lei konkrete Handlungsanweisun-
gen an Deutschland enthalten
hätte, konnte verabschiedet wer-
den. Wer will jetzt noch darauf ver-
trauen, dass Sanktionen gegen ein
einzelnes Land verhängt werden,

wenn die Regelungen des Stabi-
litäts- und Wachstumspaktes dies
eigentlich verlangen würden? Zu-
dem werden sich alle diejenigen
bestätigt fühlen, die immer schon
behauptet haben, Frühwarnungen
und Sanktionen hätten nur die klei-
nen, aber nicht die großen Mit-
gliedsländer der Währungsunion
zu befürchten. Angesichts dieser
Entwicklung stellt sich die Frage,
ob schon nach kurzer Zeit eine Re-
form des Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes geboten sei.

Konstruktionsfehler
werden deutlich

Kritiker des Stabilitäts- und
Wachstumspaktes haben die jetzi-
ge Entwicklung vorausgesagt und

6 Vgl. Erklärung des Rates (Wirtschaft und
Finanzen) zur Haushaltslage in Deutschland.
Offizielles Statement des Europäischen
Rates der Wirtschafts- und Finanzminister.
Veröffentlichung der Bundesregierung,
Berlin, vom 13. Februar 2002, in: Deutsche
Bundesbank (Hrsg.): Auszüge aus Presse-
artikeln, Nr. 8 vom 14.2.2002, S. 7 f.

Die Autoren
unseres Zeitgesprächs:
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war er Mitglied des Sachver-
ständigenrates zur Begut-
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sehen sich deshalb nunmehr be-
stätigt: So hatte Steuer in einer kri-
tischen Auseinandersetzung mit
dem Stabilitäts- und Wachstum-
spakt bezweifelt, dass „sich jemals
eine qualifizierte Mehrheit zur Ver-
urteilung eines Haushaltssünders
finden (werde)"7. Das eigentliche
Ziel des Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes sollte sein, das in Art.
104 EG-Vertrag festgelegte Ver-
fahren zur Begrenzung übermäßi-
ger Defizite zu präzisieren und zu
beschleunigen. Die Feststellung
eines übermäßigen Defizits und
das Sanktionsverfahren sollte also
der politischen Entscheidung ent-
zogen und einer Automatik unter-
worfen werden.

Der damalige Bundesminister
der Finanzen Waigel hatte deshalb
mit seinem Vorschlag für einen
„Stabilitätspakt für Europa" aus
dem Jahre 1995 einen automa-
tisch wirkenden Sanktionsmecha-
nismus schaffen wollen. Auch der
Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung hatte einen Sta-
bilitätspakt mit Automatik
gefordert8. Danach sollte ein über-
mäßiges Defizit ohne Beschluss
des Rates zum Beispiel vom Stati-
stischen Amt der Europäischen
Gemeinschaften oder von der Eu-
ropäischen Zentralbank als festge-
stellt gelten, wenn der numerische
Grenzwert für das Defizit (3%)
überschritten wird. Auch Sanktio-
nen sollten bei Vorliegen eines
übermäßigen Defizits automatisch
einsetzen.

Diese Ziele sind mit dem Stabi-
litäts- und Wachstumspakt nicht
verwirklicht worden. Es ist - wie im
Maastrichter Vertrag - letzten En-
des bei einer politischen Entschei-

7 W. S teue r : Der Europäische Stabilitäts-
und Wachstumspakt, in: R. Caesa r ,
H.-E. Scha r re r (Hrsg.): Die Europäische
Wirtschafts- und Währungsunion. Regionale
und globale Herausforderungen, Europäi-
sche Schriften des Instituts für Europäische
Politik, Bd. 76, Bonn 1998, S. 101.
8 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung:
Jahresgutachten 1995/96, Ziff. 451; ders.:
Jahresgutachten 1997/98, Ziff. 401.
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düng über, Feststellung und Sank-
tionierung übermäßiger Haushalts-
defizite geblieben, Eine. Reform
des Paktes müsste die ursprüng-
lichen Vorstellungen des Waigel-
schen Stabilitätspaktes und die
des Sachverständigenrates auf-
greifen. Die politischen Chancen
dafür sind allerdings gering, denn
es gibt nach wie vor einige Mit-
gliedsländer der Währungsunion,
die sich der geschilderten Auto-
matik in der Haushaltspolitik gera-
de nicht unterwerfen wollen. Re-
formen in Richtung auf mehr
Automatismus sind zwar wün-
schenswert, aber momentan nicht
konsensfähig. Mehr noch: Neuver-
handlungen über einen „reformier-
ten" Stabilitäts- und Wachstums-
pakt könnten im Ergebnis sogar
zu einer weiteren Aushöhlung
führen. Diese „Büchse der Pan-
dora" sollte man im Augenblick
nicht öffnen, sondern für strikte
Anwendung des bestehenden
Paktes sorgen.

Stärkere Konjunkturorientierung

Angesichts des aktuellen Kon-
junkturabschwungs in den Ländern
der Europäischen Währungsunion
ist in jüngster Zeit vor allem die
Frage diskutiert worden, ob es
ökonomisch überhaupt sinnvoll ist,
eine Defizit-Höchstgrenze von 3%
zu fixieren, weil damit eine aktive
Konjunkturpolitik behindert werde,
die Mitgliedsländer sogar zu einer
prozyklischen Politik gedrängt wür-
den. So hat gerade die Abgeordne-
te im Europäischen Parlament
Randzio-Plath den Vorschlag ge-
macht, das Kriterium (Defizitquote
3%) aufzugeben und mehr auf die
konjunkturelle Situation Rücksicht
zu nehmen. Damit würden Länder
nicht mit dem Stabilitätspakt in
Konflikt kommen, wenn sie gerade
wegen der Konjunkturkrisen finan-
ziell „klamm" seien9.

Diese Auffassung ist unzutref-
fend. Würde man sich strikt an die
Regel halten, wonach in der kon-
junkturellen Normalsituation ein

ausgeglichener (oder gar über-
schüssiger) Haushalt vorliegen
soll, dann ergäben sich im Falle ei-
nes Konjunkturabschwungs er-
hebliche Spielräume. In Deutsch-
land stünde ein Betrag von rund
60 Mrd. Euro für konjunkturpoliti-
sche Maßnahmen zur Verfügung.
In diesem Rahmen könnte man
sicher die automatischen Stabili-
satoren (konjunkturell bedingte
Steuermindereinnahmen und
Mehrausgaben) spielen lassen,
möglicherweise aber auch eine
diskrektionäre Politik (z.B. über
Konjunkturprogramme oder Steu-
ersenkungen) betreiben, wenn
man solche Maßnahmen für wir-
kungsvoll ansehen würde. Der
Stabilitäts- und Wachstumspakt
behindert eine konjunkturgerechte
Finanzpolitik nicht.

Ähnlich wird immer wieder dis-
kutiert, ob die Defizitbegrenzung
statt am gesamten Defizit des öf-
fentlichen Haushalts nicht besser
am strukturellen Defizit gemessen
werden müsste. Unter Konsolidie-
rung versteht man den Abbau der
strukturellen Defizite, also jener
Defizite, die unabhängig von der
Konjunktur anfallen. Das würzte ei-
gentlich nahe legen, vom struktu-
rellen Defizit auszugehen. Gegen
einen solchen Ansatz sprechen je-
doch zwei Argumente:

• Die Ermittlung der strukturellen
Defizite ist schwierig, weil es
verschiedene Verfahren dafür
gibt und selbst bei gleichem
Verfahren große Interpretations-
spielräume bestehen10. Bei Ver-
wendung dieses Ansatzes dürf-
te es zu weiteren Diskussionen

9 Vgl. o.V: Neue Rücksicht, in: Wirtschafts-
woche, Nr. 9 vom 21.2.2002, S. 18.

10 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung: Jahresgutachten 2000/01, Ziff. 490 ff.
11 Vgl. Arbeitsgemeinschaft deutscher wirt-
schaftswissenschaftlicher Forschungsinsti-
tute e.V.: Die Lage der Weltwirtschaft und der
deutschen Wirtschaft im Frühjahr 2001, Gut-
achten vom 6.4.2001, S. 80 ff.
12Vgl. R. P e f f e k o v e n : Begriff und Aus-
sagefähigkeit der Staatsquote, in: Wirt-
schaftswissenschaftliches Studium, Nr. 5, 6.
Jg., 1977, S. 208 ff.
13 Bundesergänzungszuweisungen werden
im Bundeshaushalt als Steuermindereinnah-
men verbucht.

kommen, ob und wann ein
„übermäßiges Defizit" vorliegt.
Mancher „Haushaltssünder"
wird sich dann noch einfacher
der Frühwarnung oder gar an
sich fälliger Sanktionen entzie-
hen können.

• Zudem wird der Aspekt des
strukturellen Defizits implizit im
Stabilitäts- und Wachstumspakt
durchaus berücksichtigt. Denn
die Empfehlung, in der konjunk-
turellen Normalsituation einen
ausgeglichenen Haushalt vorzu-
legen, verlangt den Abbau der
strukturellen Defizite.

Ausgabenlinie statt Defizit

^ Kritisch ist auch der Vorschlag
zu sehen, statt anhand der Defizit-
quote die Frage.der soliden Haus-
haltspolitik anhand anderer ökono-
mischer Größen zu ermitteln. So
wird gelegentlich vorgeschlagen,
Ausgabenlinien als Kriterium zu
nehmen11: Solange ein Land seine
Ausgaben nur in bestimmtem -
vorgegebenem - Umfang auswei-
tet, sei von einer „nachhaltig soli-
den Finanzpolitik" auszugehen.
Ausgabenziele können durchaus
sinnvolle Bestandteile einer Konso-
lidierungspolitik sein, wenn die
Rückführung der Staatstätigkeit
angestrebt wird, um privaten Akti-
vitäten mehr Spielraum zu eröff-
nen.

Über die Wirkungen auf die Sta-
bilität der Währung und die Geld-
politik der Europäischen Zentral-
bank sagen Ausgabenlinien allein
aber nichts aus. Dazu kommt,
dass Ausgabenziele (Staatsquo-
ten) nur einen beschränkten Aus-
sagewert haben12. Vor allem sind
sie manipulierbar, da staatliche
Aufgaben in der Regel sowohl
über öffentliche Ausgaben als
auch über öffentliche Einnahmen

14 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bun-
desministerium der Finanzen: Zur Bedeu-
tung der Maastricht-Kriterien für die Ver-
schuldungsgrenzen von Bund und Ländern,
Schriftenreihe des Bundesministeriums der
Finanzen, Heft 54, Bonn 1994; Sachverstän-
digenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung: Jahresgutachten
1996/97, Ziff. 283 ff.
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erfüllt werden können, kann man
eine zunächst vorgegebene Aus-
gabenlinie eigentlich immer errei-
chen. Ein Beispiel mag dies ver-
deutlichen: So sind im Rahmen
der Beschlüsse über einen Soli-
darpakt II bisher gewährte Investi-
tionshilfen des Bundes für die neu-
en Bundesländer durch Bundeser-
gänzungszuweisungen ersetzt
worden. Die Folge ist, dass im
Bundeshaushalt aufgrund dieser
Umstrukturierung die Ausgaben
und die Einnahmen13 sinken, ohne
dass irgendein Konsolidierungs-
effekt erzielt würde, das Defizit im
Bundeshaushalt bleibt davon un-
berührt. Ausgabelinien sagen also
nichts über Defizite aus, die aber
letzten Endes die eigentliche Be-
drohung für eine stabilitätsgerech-
te Geldpolitik darstellen.

Nationale Voraussetzungen

Die Bundesregierung hat ge-
genüber den EU-Partnerländern
die Verantwortung für die Einhal-
tung des Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes übernommen. Es wäre
deshalb seit langem geboten ge-
wesen, den Europäischen Stabi-
litäts- und Wachstumspakt durch
einen nationalervStabjlitätspakt zu
ergänzen, denn der Bundeshaus-
halt macht nur etwa die Hälfte des
gesamtstaatlichen Defizits aus.
Die Defizite in den Haushalten der
Länder und der Gemeinden kann

die Bundesregierung letzten En-
des nicht steuern. Deshalb müsste
in einem nationalen Stabilitätspakt
der noch mögliche Verschuldungs-
rahmen vertikal und horizontal zwi-
schen den Gebietskörperschaften
und den Sozialversicherungen auf-
geteilt und auch die Verteilung et-
waiger Sanktionen geregelt wer-
den.

Damit sind heikle ökonomische
und verfassungsrechtliche Proble-
me verbunden. Der Wissenschaft-
liche Beirat beim Bundesministeri-
um der Finanzen und der Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung haben schon vor Jahren kon-
krete Vorschläge gemacht14. Ge-
schehen ist bisher nichts. Man
wird die Bundesländer allerdings
auch erst dann auf eine Defizitbe-
grenzung festlegen können, wenn
ihnen zuvor eine größere Autono-
mie bei der Besteuerung und
größeres Gewicht bei der konkur-
rierenden Gesetzgebung (Art. 72
GG) eingeräumt wird. Der nationa-
le Stabilitätspakt berührt insoweit
zentrale Fragen der innerstaatli-
chen Finanzverfassung. Es ist des-
halb nur zu bedauern, dass bei der
Reform des Finanzausgleichs im
Juni 2001 nicht auch diese Frage
geklärt worden ist. Es wird jetzt für
den Bund außerordentlich schwie-
rig werden, die Zustimmung der
Länder zu einem nationalen Stabi-

litätspakt zu finden. Dieser wäre
aber Voraussetzung dafür, dass
die Anforderungen des Europäi-
schen Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes auch in Deutschland
erfüllt werden können.

Fazit
Schon die erste Bewährungs-

probe hat der Stabilitäts- und
Wachstumspakt nicht bestanden.
Es zeigt sich deutlich, dass es ein
Fehler war, für die Feststellung ei-
nes übermäßigen Defizits und für
das Sanktionsverfahren keinen
Automatismus einzuführen. Dieser
Konstruktionsfehler des Paktes
wird sich derzeit nicht beheben
lassen. Umso mehr muss für eine
strikte Anwendung der Vereinba-
rung plädiert werden. Die vielen
Vorschläge zur Reform gehen an
den eigentlichen Problemen vor-
bei. Allerdings: Im Rahmen eines
nationalen Stabilitätspaktes müs-
sen in Deutschland die Vorausset-
zungen geschaffen werden, damit
der Bund den Verpflichtungen aus
dem Maastrichter Vertrag und dem
Stabilitäts- und Wachstumspakt
wirklich gerecht werden kann.
Wenn ein nationaler Stabilitätspakt
nicht bald zustande kommt, könn-
te der Bundesminister der Finan-
zen in eine heikle Situation kom-
men, nämlich seine Zusagen auf
einen „nahezu" ausgeglichen öf-
fentlichen Gesamthaushalt im Jah-
re 2004 nicht einhalten zu können.

Ingo Linsenmann, Wolfgang Wessels*

Weiche Koordinierung oder härtere Regeln? Zu institutionellen
und prozeduralen Reformoptionen des Stabilitätspakts

In der intensiven Debatte um die
realen Wirkungen des WWU-Re-

gelwerks gab es vor dem Eintritt in
die dritte Stufe der Wirtschafts-
und Währungsunion 1999 - trotz
vieler Kontroversen um zentrale
Bestimmungen - einen Bereich, in
dem Beiträge unterschiedlicher
Disziplinen1 zu fast gleichlauten-
den Erwartungen über das tat-

sächliche Verhalten der beteiligten
Akteure kamen: die Finanzminister
und ihre hohen Beamten im Wirt-

* Der Beitrag verarbeitet Ergebnisse des von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft ge-
förderten Projektes „Regieren in der WWU
nach 1999" und des Projektes „Govecor -
Governance by self-coordination" im 5. Rah-
menforschungsprogramm, welche am Jean-
Monnet Lehrstuhl angesiedelt sind.

Schafts- und Finanzausschuss
werden - so die Politisierungsthe-
se - die Bestimmungen in Art. 104
EG-V und den Stabilitäts- und
Wachstumspakt nicht vertrags-
und regelkonform anwenden2.

Gleichlautend wurde befürchtet,
dass die beteiligten Akteure und
Adressaten - insbesondere natio-
nale Regierungen - den Satz an
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einstimmig beschlossenen Regeln
bereits in der Erprobungsphase
aufweichen werden. Die Verfahren
zur sanktionsbestückten „harten
Koordinierung" von Instrumenten,
die weiterhin national angesiedelt
bleiben, bieten nach der damali-
gen Lesart zu viele Schlupflöcher.
Obwohl die Bestimmungen die je-
weiligen Verpflichtungen der Mit-
gliedstaaten und der Kommission
sinnvoll nach Phasen genau vor-
schreiben, bleiben den betroffenen
Staaten bei der entscheidenden
Beschlussfassung im Rat mit qua-
lifizierter Mehrheit - teilweise ohne
Stimmrecht für den „Sünderstaat"
- ausreichende politische Aus-
weich- bzw. Aufweichstrategien.

Der Erwartungshorizont
zum Stabilitätspakt

Angesichts der möglichen Kon-
sequenzen, so z.B. einschneiden-
de Haushaltskürzungen insbeson-
dere im wohlfahrtstaatlichen Be-
reich oder auch Neuausrichtungen
innerstaatlicher fiskalpolitischer
Regelungen, werden die Finanzmi-
nister - schon im Vorgriff auf mög-
liche eigene Probleme in der Zu-
kunft - sich gegenseitig „helfen",
um unangenehme Sanktionen zu
vermeiden; denn: Jede Regierung
kann mal zum Sünder werden. Ein
entsprechendes Ausweichverhal-
ten wird von dem Wirtschafts- und
Finanzausschuss auf hoher Beam-
tenebene oder auch in der infor-
mellen Euro-Gruppe diskret vorbe-
reitet.

Bei einem derartigen Verhalten
wird, so die Vermutung, der politi-
sche Konjunkturzyklus, d.h. insbe-
sondere die Nähe zum nächsten
Wahltermin eine signifikante Rolle
spielen, da Ausgabenprogramme

1 Vgl. unter anderem Rolf Caesar , Hans-
Eckhart Scha r re r (Hrsg.): Ökonomische
und politische Dimensionen der Europä-
ischen Wirtschafts- und Währungsunion,
Baden-Baden 1999.
2 Vgl. Ulrich Baßeier et al.: Manifest der
60 Ökonomen, in: Frankfurter Allgemeine
Zeitung vom 11.6.1992, in: Rudolf Hrbek
(Hrsg.): Der Vertrag von Maastricht in der
wissenschaftlichen Kontroverse, Baden-
Baden 1993.

als populär und Kürzungen als hin-
derlich für eine Wiederwahl gelten.
Gegen derartige Interessenlagen
sind disziplinorientierte Bekennt-
nisse zum öffentlichen Gut „Stabi-
lität" wenig durchsetzungsfähig,
da wesentliche Akteure des Ver-
fahrens gleichzeitig potentielle
Adressaten seien. Trotz einer be-
trächtlichen Rolle der Kommission
wird sie ihre Position nicht halten
oder im Rat durchsetzen können3.

Präzedenzfall
oder heilsamer Schock?

Den ersten ernsthaften Test hat-
te dieser Teil des Großexperiments
WWU zu Beginn des Jahres 2002
mit dem Vorschlag der Europäi-
schen Kommission für einen Rats-
beschluss zu Frühwarnungen an
Deutschland und Portugal zu be-
stehen - mit dem Ergebnis, dass
die institutionellen und prozedura-
len Schwächen des Stabilitäts-
pakts in der prognostizierten Art
und Weise offen zu Tage getreten
sind. Der Rat hat das Verfahren
bereits in der ersten Phase abge-
brochen, und wie wenig andere
sozialwissenschaftliche Hypothe-
sen scheint sich diese Politisie-
rungsthese demnach bestätigt zu
haben.

Mehrere unterschiedliche Schluss-
folgerungen können in institutio-
neller Hinsicht gezogen werden.
Reflexartig wird zunächst der Prä-
zedenzfall gesehen: mit dem „Sün-
denfall" der größten Volkwirtschaft
und dem jahrzehntelangen Vorbild
und „Zuchtmeister" wird die
Glaubwürdigkeit des gesamten
Verfahrens ein für alle Mal als un-
tergraben betrachtet. Wenn sich
schon in der ersten Phase einer of-
fiziellen Mahnung politische Inter-
essen gegen ökonomische Daten
durchsetzen, dann werden bei
weiteren Verstößen Folgebe-

3 Vgl. zu dieser Argumentationskette Wolf-
gang Wesse l s : Institutionen des WWU-
Systems: Politikwissenschaftliche Spekula-
tionen, in: Rolf Caesar , Hans-Eckhart
Scha r re r (Hrsg.): Die Europäische Wirt-
schafts- und Währungsunion. Regionale und
globale Herausforderungen, Bonn 1998,
S. 395-418, hier S. 405 f.

Schlüsse inklusive möglicher bud-
getären Sanktionen erst gar nicht
getroffen werden. Der Abschreck-
ungseffekt einer harten Koordinie-
rung wird bereits durch diesen er-
sten relativ harmlosen Fall als
Papiertiger entlarvt. Selbst wenn
die Kommission ihre Rolle als Hü-
terin des Verfahrens weiterhin re-
gelgerecht spielen wird, werden
bei notwendigen Abstimmungen
im Rat andere Sünderstaaten jetzt
erst recht auf die weiche Linie die-
ses Vorgangs verweisen. Die jetzt
gefundene bzw. unter diplomati-
schen Vorzeichen erfundene
Selbstverpflichtung ist demnach
nicht als weiches durchaus nach-
wirkendes Schuldbekenntnis, son-
dern als ein Verhindern vertraglich
vorgesehener Maßnahmen zu wer-
ten.

Weniger offenkundig, aber nicht
zu übersehen, ist eine andere Les-
art: nach dem angerichteten Scha-
den - insbesondere wenn sich das
jährliche Defizit in Deutschland
über die Schwelle von 3% hinaus
verschlechtert - wird nun erst
recht eine ernsthafte Befolgung
der Regeln angemahnt. Der
Schock einer Erosion dieses Pfei-
lers der WWU hat nicht zuletzt in
der Bundesrepublik eine heilsame
Wirkung und führt zu vertieften
und politisch wirkenden Diskus-
sionen in der EU. Die Aufmerk-
samkeit, die dieses Verfahren be-
reits jetzt auf sich gezogen hat,
wird demnach paradoxerweise die
gemeinsame Auffassung einer sta-
bilitätsbewussten Politik4 stärken.
Eine erneute weiche Auslegung
der Bestimmungen wird durch die
aktuelle negative Wahrnehmung
vermieden werden, „naming" und
„shaming" haben eine nachhalti-
gere Wirkung als die tagesaktuelle
Kommentierung erkennen lassen.

Zudem ist die harte Koordinie-
rung des Stabilitätspakts im Ge-
samtansatz der wirtschafts-, fis-

4 Vgl. Kenneth D y s o n : EMU as Europea-
nization: Convergence, Diversity and Contin-
gency, in: Journal of Common Market Stu-
dies, 38/4, 2000, S. 645-66.
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kal- und beschäftigungspoliti-
schen Koordinierung eine zu be-
deutende Säule für nationale und
europäische Akteure geworden;
non-compliance delegitimiert nicht
nur den Stabilitätspakt, sondern
umfassend den neuartigen Koordi-
nierungsansatz der EU-Politik. Der
Einhaltung des Paktes kommt in
dieser Interpretation durch die ver-
stärkten Aktivitäten in der wirt-
schafts- und beschäftigungspoliti-
schen Koordinierung eine Schlüs-
selstellung zu, ohne die das neue
Paradigma des „wettbewerbs-
fähigsten und dynamischsten, wis-
sensbasierten Wirtschaftsraums in
der Welt", wie es der Europäische
Rat von Lissabon formuliert hat,
nicht mehr glaubhaft zu vertreten
ist.

Trotz der Grenzen ihrer Durch-
setzungsfähigkeit wird die Reputa-
tion der Kommission als einzige
ernsthafte Hüterin dieses Regel-
werks, die sich auch mit den
großen Mitgliedstaaten anzulegen
wagt, gestärkt. In der Wahrneh-
mung der wirtschaftlichen und po-
litischen Akteure wird zudem die
Bedeutung der Europäischen Zen-
tralbank als wirklich regierungsun-
abhängige Instanz unterstrichen.

Reformoptionen
für den Konvent

Selbstverständlich wird nach
diesen Nicht-Beschlüssen die Dis-
kussion um den Sinn und die
tatsächlichen Möglichkeiten die-
ses Regelwerks intensiver geführt.
Mehrere Zielsetzungen werden da-
bei deutlich, die nicht zuletzt
Grundströmungen der Entwick-
lung der Europäischen Union wi-
derspiegeln. Zum einen wird si-
cherlich die ökonomische Funktio-
nalität der Schwellenwerte infrage
gestellt; zum anderen ist auch das
Verfahren zu diskutieren. Obwohl
das WWU-Regelwerk bisher nicht
direkt auf der Tagesordnung der
umfassenden Vertragsrevision
durch den die nächste Regie-
rungskonferenz 2004 vorbereiten-
den Konvent steht, könnten eine
Reihe von dort formulierten Fra-

gestellungen auch für eine mögli-
che Überarbeitung dieses Funda-
ments der EU genutzt werden.

Als eine Option, die nachträglich
den „Sündenfall" legitimieren soll,
wird eine Aufweichung sowohl der
Schwellenwerte, als auch der Ver-
fahren diskutiert werden. Wird da-
mit das ursprüngliche Verhand-
lungspaket zur WWU aufge-
schnürt, dann dürfte kaum zu ver-
hindern sein, dass auch ^andere
zentrale Ecksteine zur Disposition
gestellt werden: wie politische
Beiträge in der französischen und
englischen Debatte dokumentie-
ren, wird dann auch die Unabhän-
gigkeit der EZB bzw. eine Gouver-
nement economique diskutiert
werden5. Auch dem Wunsch vieler
Beitrittskandidaten auf baldige
Mitgliedschaft in der WWU würde
diese Öffnung des Maastrichter
Vertragswerks entgegen kommen.

In diesem Sinne ist die derzeiti-
ge Präferenz der verantwortlichen
Regierungschefs für eine weiche
Koordinierung zu verstehen, wie
sie bei der Beschäftigungspolitik
verfolgt wird oder wie sie generell
mit der offenen Methode der Koor-
dinierung6 für ein.vRegieren in der
Union bzw. als „mode of gover-
nance"7 gepriesen wird. Die At-
traktivität dieser Ansätze besteht
in der Möglichkeit für mitglied-
staatliche Regierungen, die Koor-
dinierungsverfahren auf europäi-
scher Ebene dann zu nutzen,
wenn sie mit den eigenen Präfe-
renzen übereinstimmen, und sie zu
ignorieren, wenn negative Auswir-

5 Vgl. z.B. Lionel J o s p i n : Intervention
sur 'L'avenir de l'Europe elargie'. Paris,
28. Mai 2001, h t t p : / / w w w . p r e m i e r -
m i n i s t r e . g o u v . f r / f r / p . c fm? re f = 24
927&d = 1 (download 28.5.2001).
6 Vgl. zum Begriff Europäische Kommission:
Europäisches Regieren, Ein Weissbuch,
KOM(2001) 428 endg., Brüssel, 25.7.2001.
7 Vgl. Beate K o h l e r - K o c h : The Evoluti-
on and Transformation of Europeari Gover-
nance, in: B. K o h l e r - K o c h , R. Eis ing
(Hrsg.): The Transformation of Governance in
the European Union, London, New York
1999, S. 14-35; Helen Wal lace : The Insti-
tutional Setting, in: H. und W. Wal lace
(Hrsg.): Policy-Making in the European Uni-
on, 4 Aufl., Oxford University Press, Oxford
2000, S. 3-38.

kungen im nationalstaatlichen
Raum zu befürchten sind. Insbe-
sondere in den Politikbereichen, in
denen nationale Akteure eine Viel-
zahl von Vetomöglichkeiten besit-
zen, werden nationale Administra-
tionen zudem nur sehr allgemeine
und interpretationsoffene Empfeh-
lungen zulassen8.

Ob jedoch über „best prac-
tices", ambitionierte Zielvorgaben
(benchmarks und scoreboards)
oder durch Empfehlungen auf-
grund von Peer pressure genü-
gend Anreize für Regierungen ge-
setzt werden, gegen wahltaktische
Prioritäten im nationalen Kontext
zu entscheiden, ist fraglich. Die
teilweise bescheidenen Umset-
zungsergebnisse der Allgemeinen
Grundzüge der Wirtschaftspolitik
nach Art. 99 EG-V zeigen eher die
Grenzen einer weitgehend sankti-
onsfreien Zusammenarbeit. Der
Austausch von Informationen und
Argumenten (peer-review) mag
zwar nützlich sein, muss aber
letztlich als wenig wirkungsvoll
eingestuft werden.

Eine aktuelle Entwicklung in der
Europäischen Union könnte zu-
dem dieser Option für die Mitglied-
staaten entgegen stehen: in we-
sentlichen Bereichen der EU-Poli-
tik entwickelt sich eine europawei-
te politische Öffentlichkeit, in dem
sich die nationalen Kommunika-
tionsräume gegenseitig öffnen9.
Durch diese transnationalen De-
batte über mögliche Formen
zukünftigen Regierens jenseits des
nationalen Kontextes könnte der
Preis eines Integrationsrückschrit-
tes für die Mitgliedstaaten zu hoch
werden, die durch die Schaffung
der gemeinsamen Währung be-

8 Vgl. Wolfgang Wesse ls , Ingo L insen -
mann: EMU's impact on national instituti-
ons. Fusion towards a 'gouvernance econo-
mique' or fragmentation?, in: Kenneth
Dyson (Hrsg.): European States and the
Euro: Playing the Semi-Sovereignty Game,
Oxford University Press, Oxford 2002,
S. 53-77.
9 Vgl. Jürgen Habermas : Warum braucht
Europa eine Verfassung?, 8. „Hamburg Lec-
ture" vom 26. Juni 2001, http://www.zeit.de/
2001/27/Politik/200127_verfassung_lang.
html (download: 5. Juli 2001).
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reits einen wesentlichen Teil ihrer
nationalen Steuerungsinstrumente
auf europäische Institutionen
übertragen haben. Der Druck einer
europäischen Öffentlichkeit könnte
sich als wirksamer erweisen als
zunächst angenommen.

Eine alternative Reformoption,
ausgelöst durch den heilsamen
Schock, könnte der Verhärtung der
Zusammenarbeit dienen, so etwa
dass automatische Reaktionen als
eine Umsetzung des Vertragsarti-
kels in die EG-Verordnung einge-
baut werden, wie es der ursprüng-
liche Waigelvorschlag vorsah10,
oder die Rolle der Kommission bei
den Mahnbriefen in Richtung der
Gemeinschaftsmethode11 verstärkt
wird. So könnte sie einen blauen
Brief ohne Zustimmung des Rats
verschicken, und eine qualifizierte
Mehrheit im Rat müsste notwendig
sein, um dieses zu verhindern. Der
Ecofin-Rat würde dann erst bei
den eigentlichen finanziellen Sank-
tionen das letzte Wort haben. Auch
differenzierte Regelungen für die
Mitgliedstaaten bieten sich an. So
könnte durch das Verfahren der
verstärkten Zusammenarbeit eine

härtere Koordinierung für die Euro-
zonenmitglieder eingeführt wer-
den, ohne dass dies durch die
außerhalb der Euro-Zone verblei-
benden Mitgliedstaaten verhindert
werden kann.

Für eine derartige Verstärkung
der harten Koordinierung zeichnet
sich derzeit noch nicht die not-
wendige Einstimmigkeit ab, wie
die Ablehnung der Kommissions-
vorschläge zur verstärkten Koordi-
nierung in der Euro-Zone12 durch
den Rat im Jahr 2001 deutlich
machte. Nach weiteren Beitritten
wird diese Voraussetzung zudem
noch unwahrscheinlicher.

Als wesentlich für die Legitimität
politischer Entscheidungen'auf eu-
ropäischer Ebene im Bereich der
Wirtschafts- und Währungsunion
wird jedoch die Beteiligung ande-
rer Akteure zu bedenken sein, so-
wohl auf nationaler wie auch eu-
ropäischer Ebene. Bisher werden
die im Rahmen des Verfahrens von
den Mitgliedstaaten vorzulegen-
den Stabilitäts- und Konvergenz-
programme in den mitgliedstaatli-
chen Parlamenten weder diskutiert
noch verabschiedet13, eine indirek-

10 Vgl. für die damalige Diskussion z.B.
Dorothee H e i s e n b e r g : The Mark of the
Bundesbank, Germany's role in European
Monetär/ Cooperation, Boulder, Co., 1999,
S. 160 ff.
11 Vgl. zum Begriff Europäische Kommission:
Europäisches Regieren. Ein Weissbuch,
KOM(2001) 428 endg., Brüssel, 25.7.2001.

12 Vgl. Europäische Kommission: Mitteilung
der Kommission über die verstärkte wirt-
schaftspolitische Koordinierung im Euro-
Gebiet, KOM(2001) 82 endg., Brüssel, 7. Fe-
bruar 2001.
13 Vgl. European Commission: Public Finan-
ces in EMU 2001, in: European Economy,
Reports and Studies, Nr. 3, 2001, S. 53 ff.

te parlamentarische Bestätigung
erhalten diese Programme nur
über die normalen nationalstaatli-
chen Haushaltsverfahren. Einer
Koordinierung der Fiskalpolitiken
über die reine Einhaltung der Defi-
zitobergrenzen hinaus ist diese
fehlende parlamentarische Anbin-
dung der Programme in jedem Fal-
le abträglich.

Auch auf europäischer Ebene
sind weitergehende institutionelle
Überlegungen notwendig, um das
wirtschaftspolitische Regieren in
der Europäischen Union mit einer
stärkeren politischen Legitimation
auszustatten. Derzeit ist im Falle
der fiskalpolitischen Koordinierung
das Europäische Parlament weit-
gehend nicht beteiligt; seine Rolle
beschränkt sich auf eine Ex-post-
Bewertung der Stabilitäts- und
Konvergenzprogramme, ohne in
die Beratung durch die Kommissi-
on und den Rat eingebunden zu
sein. Ein erster Schritt in Richtung
einer eigenständigeren Rolle des
Europäischen Parlaments könnte
auch die stärkere Zusammenarbeit
des EP mit den nationalen Parla-
menten in der Fiskalpolitik sein, so
z.B. durch gemeinsame Sitzungen
der zuständigen Parlamentsaus-
schüsse. Auch in diesem Zusam-
menhang kann der Konvent bei
den Überlegungen zur Rolle der
nationalen Parlamente neue An-
satzpunkte bieten.

Rolf H. Hasse

Der deutsche Beitrag zur europäischen Wirtschaftspolitik -
Konsequent in der Demontage

Der Konflikt um die Anwendung
des Stabilitäts- und Wachs-

tumspaktes (SWP) gegenüber
Deutschland darf nicht als isolier-
ter Vorgang. verengt werden. Ein-
mal hat diese Kontroverse mehre-
re Facetten - politische, diplomati-
sche, fiskalpolitische und ökono-

mische. Ferner muss die Hand-
habung durch die deutsche Regie-
rung als ein Glied in einer Kette ge-
sehen werden, mit der seit gerau-
mer Zeit die wirtschaftspolitische
Kompetenz und Verlässlichkeit der
deutschen Politik in der EU abge-
baut wird. Mit nachhaltiger Konse-

quenz werden erworbene Kompe-
tenzen demontiert, die für die eu-
ropäische ..Integration stilbildend
gewesen sind.

Ein Wechsel der Ziele?

Mit der Abkehr von diesen ord-
nungspolitischen Leitlinien wird
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die Verlässlichkeit der Wirtschafts-
politik in der EU unterhöhlt, die
Ad-hoc-Politik nach genehmer In-
teressenlage für hoffähig erklärt
und der Interventionismus auf na-
tionaler und europäischer Ebene
wiederbelebt. Die deutsche Seite
ist aktiv beteiligt, ein wirtschafts-
politisches Vakuum zu schaffen
und es sofort mit Verhaltensweisen
zu füllen, die die Regeln der eu-
ropäischen Wirtschaftsverfassung
extrem dehnen bis verletzen, die
auf den Grundlagen des Pro-
gramms „Binnenmarkt '92", des
„Vertrages von Maastricht und
Amsterdam" und des SWP errich-
tet worden sind1. Diese Verunsi-
cherung erfolgt zudem in einer
Phase, in der von den Beitrittskan-
didaten Disziplin und Marktwirt-
schaft verlangt werden! Zu bekla-
gen ist deshalb die mangelnde Be-
achtung von Interdependenzen.

Der ehemalige Musterknabe er-
hält auf vielen Gebieten die Quit-
tung für die schleichenden Fehl-
entwicklungen und seine Reform-
unwilligkeit. Er reagiert trotzig und
frech wie in der Pubertät: man
kennt mittlerweile die Probleme,
die Regierung hadert aber mit der
Kritik von berechtigten internatio-
nalen Institutionen. Sie bedauert
sich, dass gerade jetzt die Kon-
junktur eingebrochen ist und gera-
de sie diese politisch kosteninten-
siven Veränderungen einleiten
muss. Und die Opposition sonnt
sich in der für sie risikoarmen
Schadenfreude.

Demontage-Kette

Die wichtigsten Glieder der De-
montage-Kette sind:

• Seit der Ratifizierung des Vertra-
ges von Maastricht (28. Dezem-
ber 1992) und auch nach der
Annahme des SWP in Dublin
(14. Dezember 1996) ist es trotz

1 Vgl. Rolf H a s s e : Europäische wirt-
schaftspolitische Konvergenz: Unverstanden
und unvollendet, in: Lüder G e r k e n , Otto
Graf L a m b s d o r f f (Hrsg.): Ordnungspoli-
tik in der Weltwirtschaft, Baden-Baden 2001,
S. 173-187.

mehrerer Versuche nicht gelun-
gen, einen nationalen Stabilitäts-
pakt zwischen dem Bund und
den Ländern zu beschließen,
um die auf europäischer Ebene
übernommenen, fiskalischen
Verpflichtungen umzusetzen.

Unmittelbar nach dem Regie-
rungsantritt begann die jetzige
Regierung, die Deutsche Bun-
desbank und damit auch die Eu-
ropäische Zentralbank zu be-
zichtigen, eine einseitige und
falsche Geldpolitik zu verfolgen.

Die Reorganisationsvorschläge
für die Schuldenpolitik des Bun-
des, für die Aufsicht der Banken
sowie für die Umstrukturierung
der Deutschen Bundesbank wa-
ren anfangs fast unverhüllte For:

men, die Institution massiv zu
schwächen - ohne Rücksicht
auf die notwendige Erhaltung
der Reputation der Bundesbank
im Europäischen System der
Zentralbanken. Revanchierten
sich die Politik und die Ministe-
rialbürokratie für frühere Wider-
stände? Und reagieren die Bun-
desbank und die Länder bes-
ser?

Die Bundesregierung blockiert -
teilweise in undiplomatischer
Form - die EU-Übernahmericht-
linie, die vollständige Öffnung
der Energiemärkte, die EU-Zu-
wanderungspolitik, die rasche
Umsetzung der Freizügigkeit im
Prozess der EU-Erweiterung.
Schließlich ließ sie Mitte Januar
2002 den Beauftragten des Sta-
bilitätspaktes auf dem Balkan,
Bodo Hombach, sein Resümee
im Bundeskabinett vortragen, in
dem er der EU-Kommission
pauschal vorwarf, den Wieder-
aufbau des Balkans permanent
zu behindern.

Die Interventionen des Bundes-
kanzlers und vieler Ministerprä-
sidenten gegen die Neuordnung
der Girozentralen und Sparkas-
sen atmeten nicht den Geist,
dass die deutsche Wirtschafts-
politik die Leitlinie des Vertrages

von Maastricht ernst nimmt,
dass der Binnenmarkt eine „of-
fene Marktwirtschaft mit freiem
Wettbewerb" sein soll.

• Kaum schlägt der Kommissar
fiir Wettbewerb, Mario Monti,
vor, die Gruppenfreistellung für
die Vertriebswege der Autoher-
steller aufzuheben, interveniert
der Bundeskanzler anlässlich ei-
nes Besuchs in einem Automo-
bilwerk, dass damit „gewachse-
ne Strukturen" zerstört und Ar-
beitsplätze vernichtet würden.
Der Chor der Interessenten be-
ziffert dieses Problem auch so-
fort mit erstaunlich hohen Ar-
beitsplatzverlusten. Deutlicher
kann man die Idee des Wettbe-
werbs nicht beschädigen. Kras-
ser kann man kaum als Indus-
trielobbyist agieren. Und unse-
riöser kann man auch nicht ar-
gumentieren, dass Arbeitsplätze
nur durch Wettbewerbsbe-
schränkungen zu sichern seien.
Die Wettbewerbsorientierung
der EWG ist eine originär deut-
sche Leistung. Ausgeblendet
werden die gerade erfolgten Ab-
strafungen von deutschen Auto-
herstellern als Folge von Ver-
stößen exakt auf diesen Ge-
schäftsfeldern.

• Man kann die Liste verlängern
um die ungeschickten Vorstöße
zur Reduktion des deutschen
Finanzbeitrags im Vorfeld der
Verhandlungen über die Agenda
2000 sowie um die kurzatmige
Zumessung der „absoluten Pri-
orität" für eine europäische Be-
schäftigungspolitik.

Dies ist eine neue ordnungspoli-
tische Plattform, die die Bundesre-
publik in der EU einnimmt. In diese
Kette passt die Reaktion der deut-
schen Regierung auf den Be-
schluss der EU-Kommission, dem
Ministerrat zu empfehlen, Portugal
und der Bundesregierung eine
Frühwarnung zukommen zu las-
sen. Die Begründung lautete: „Bei-
de haben die Haushaltsziele für
2001 deutlich verfehlt, und ihre
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Tabelle 1
Deutsche Stabilitätsprogramme von 1998 bis 20041

(in % des BIP)

Stabilitätsprogramm

1998/99

1999/2000

2000/2001

Defizite

1998

-2,5

1999

-2,0

-1,1

2000

-2,0

-1,0

-1,0

2001

-1,5

-1,5

-1,5

2002

-1,0

-1,0

-1,0

2003

-0,5

-0,5

2004

0

1 Entwicklung des gesamten Budgetdefizits von Bund, Ländern und Gemeinden.

Que l l e : Otto S inge r : Finanzpolitik in EURO-Land. Sachstand und Steuerungsprobleme.
Wirtschafts- und sozialpolitisches Forschungs- und Beratungszentrum der Friedrich-Ebert-
Stiftung, Abt. Wirtschaftspolitik, Reihe „Wirtschaftspolitische Diskurse" Nr. 143, Bonn 2001,
S. 28.

Tabelle 2
Tatsächliche Budgetdefizite 1998-20021

(in % des BIP)

Insgesamt

Davon
Bund
Sozialversicherungen
Länder
Gemeinden

1998

-2,2

-1,8
+0,1
-0,7
+0,2

1999

-1,6

-1,6
+0,3
-0,5
+0,2

2000

+1,2

+1,3
0,0

-0,4
+0,2

2001

-2,6

-1,3
-0,1

-1,2 '
+0,1

2002

-2,7

-1,5
-0,1

-1,1
0,0

1 Bundesrepublik Deutschland (geschätzt).

Que l l e : Institut der deutschen Wirtschaft, Iwd, Nr. 9, 28. Februar 2002, S. 4.

Defizite nähern sich dem Refe-
renzwert von 3% des BIP. Über-
dies sind die Aussichten für 2002
in beiden Fällen nach wie vor un-
gewiss; die Verschlechterung
könnte möglicherweise nicht kon-
junkturbedingt sein, beispielswei-
se bei Ausgabenüberschreitun-
gen."

Die Bundesregierung interve-
nierte - grob und sehr unsachlich -
und wendete den „Blauen Brief"
durch eine Konsolidierungsver-
pflichtung ab, die ihre Glaubwür-
digkeit weiter strapaziert. Einmal
ist die Reaktion des Bundeskanz-
lers und des Pressesprechers der
Bundesregierung polemisch ge-
wesen, als behauptet wurde, dass
es für die Empfehlung der EU-
Kommission „andere Gründe als
ökonomische geben" müsse und
über „schwarze Seilschaften" Mut-
maßungen geäußert wurden. Es
wurden die Logik des SWP sowie

die Aufgabe der EU-Kommission
bewusst verdrängt. Die längerfri-
stigen, europapolitischen Rückwir-
kungen dieser Verhaltensweisen
wurden ausgeblendet, ebenso die
massive Kritik von nationaler und
internationaler Seite ignoriert.

SWP: Idee und Wirklichkeit

Der SWP ist eine deutsche In-
itiative, die von vielen Mitglieds-
ländern gar nicht begrüßt worden
ist. Deshalb wurde von ihnen der
ursprüngliche Entwurf um wesent-
liche Elemente (automatische War-
nungen und Sanktionen, Höhe der
Sanktionen, Auslöseschwellen)
entschärft. Angestrebt wurde, den
Entscheidungsprozess zugunsten
der fiskalischen Disziplin, die im
Vertrag von Maastricht in Art. 104
c (nun 104) zu diskretionär gere-
gelt worden war, nachhaltig zu
straffen. Die weiter reichende Ziel-
setzung ist gewesen, den Paradig-

menwechsel in der Geldpolitik seit
den 80er Jahren zugunsten der
Preisstabilität und der Unabhän-
gigkeit der Zentralbanken in einer
Europäischen Währungsunion
auch auf die Fiskalpolitik zu über-
tragen.

Der Vorwurf, der SWP berück-
sichtige konjunkturelle Schwan-
kungen auf der Einnahmeseite
nicht, ist nicht sachgerecht. Als
Ziel wurde formuliert: „Die einzel-
nen Mitgliedstaaten verpflichten
sich, mittelfristig einen nahezu
ausgeglichenen oder einen Über-
schuss aufweisenden Haushalts-
saldo anzustreben."2 Wenn die
strukturellen Defizite ausreichend
abgebaut worden sind, ergibt sich
die notwendige fiskalische Flexibi-
lität: „Hält ein Mitgliedstaat an
dem Ziel nahezu ausgeglichener
oder einen Überschuss aufweisen-
der Haushaltssalden fest, so wird
er normale Konjunkturschwankun-
gen meistern können, ohne dass
sein öffentliches Defizit den Refe-
renzwert von 3% überschreitet."3

Für den Fall schwerer Wachs-
tumskrisen gelten ohnehin Aus-
nahmen.

Ebenso klar sind das Frühwarn-
system, die Aufgaben der Kom-
mission und des Rates umrissen
worden: „Die Kommission und der
Rat werden diese Stabilitäts- und
Konvergenzprogramme prüfen
und die Haushaltsergebnisse der
Mitgliedstaaten mit Bezug auf ihre
mittelfristigen Ziele und ihre An-
passungspfade beobachten, um
bei einer nennenswerten Ver-
schlechterung, die zu einem über-
mäßigen Defizit führen könnte, ei-
ne Frühwarnung geben zu kön-
nen."4

2 Europäischer Rat von Dublin (13.-14.
Dezember 1996), Schlussfolgerungen des
Vorsitzes, Anlage I. Rat (Wirtschaft und
Finanzen), Dublin, 13. Dezember 1996: Be-
richt des Rates (Wirtschaft und Finanzen) an
den Europäischen Rat. Die Vorbereitung der
Stufe 3 der WWU, Ziffer 21.
3 Dortselbst, Ziffer 26.
4 Dortselbst, Ziffer 25.
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Diese Situation erfüllt die Bun-
desrepublik. Ihre Stabilitätspro-
gramme von 1998 bis 2001 sehen
folgende Entwicklung des gesam-
ten Budgetdefizits in % des BIP
vor (vgl. Tabelle 1).

Die tatsächlichen Defizite zeigen
einen davon stark abweichenden
Verlauf (vgl. Tabelle 2).

Wenn man die Entwicklung der
Defizite analysiert, stellt man zwei-
erlei fest: Erstens die dramatische
Verschlechterung des gesamten
Budgetdefizits für 2001 und 2002.
Zweitens, der Hauptverursacher
ist der Bund (einschließlich Sozial-
versicherungen), auf den in 2001
54% und in 2002 59% des Defizits
entfallen. Darüber hinaus weichen
die Haushaltsdefizite der Länder in
2001 extrem voneinander ab5. Hin-
zu kommt, dass bei sachgerechter
Beurteilung der Defizitentwicklung
festgestellt werden muss, dass die
strukturellen Defizite auf Bundes-
und Länderebene nicht nachhaltig
verringert worden sind. Die Spar-
leistungen sind außerhalb der De-
fizitverursacher (unter anderem
Sozialversicherungen) erfolgt oder
beruhen auf „Windfall-Einsparun-
gen" (Zinssenkungen). Man lese
die Analysen der EZB und denke
an die nächste Zinssteigerung!

Die Verpflichtung
vom 13. Februar

Was ist „erreicht" worden? Der
„Blaue Brief" konnte durch politi-
schen Druck und mit folgenden
Zusagen abgewendet werden6:

5 In % des Länder-BIP: Berlin: -6,9; Thürin-
gen: -2,61; Sachsen-Anhalt: -2,39; Ham-
burg: -2,12; Niedersachsen: -2,02; Mecklen-
burg-Vorpommern: -1,90; Nordrhein-West-
falen: -1,47; Bremen: -1,36; Rheinland-Pfalz:
-1,11; Schleswig-Holstein: -0,98; Baden-
Württemberg: -0,87; Hessen: -0,72; Bayern:
-0,25; Sachsen: -0,21; Saarland: +0,27.
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft,
Iwd, Nr. 9, 28. Februar 2002, S. 5.
6 Erklärung des Rates (Wirtschaft und Finan-
zen) zur Haushaltslage in Deutschland vom
13. Februar 2002, abgedruckt in: Deutsche
Bundesbank, Auszüge aus Presseartikeln,
Nr. 8 vom 14. Februar 2002, S. 7 f.

• „... die Regierung beabsichtigt
daher, die Haushaltsentwicklun-
gen auf allen staatlichen Ebe-
nen, einschließlich der Bundes-
länder und des Systems der so-
zialen Sicherheit, im Jahr 2002
genau zu überwachen",

• sie wird „... Ermessensmaßnah-
men vermeiden, die die Haus-
haltspositionen verschlechtern
könnten, und jeden im Haushalt

- enthaltenen Spielraum zur Ver-
ringerung des Defizits nutzen";

• sie „bekräftigt, dass bis 2004 im
Einklang mit früheren Zusagen
eine nahezu ausgeglichene
Haushaltsposition erreicht wer-
den wird; dies kann es erforder-
lich machen, dass, sobald sich
der wirtschaftliche Aufschwung
eingestellt hat, zusätzlich zu den
im aktualisierten Stabilitätspro-
gramm für 2001 enthaltenen
Maßnahmen Ermessensmaß-
nahmen ergriffen werden";

• sie „wird im Wege von Vereinba-
rungen 'mit den regionalen Re-
gierungsebenen alle Anstren-
gungen unternehmen, um si-
cherzustellen, dass die genann-
ten Zusagen eingehalten wer-
den."

Die Lesart der Verpflichtung fällt
sehr unterschiedlich aus.

• Finanzminister Eichel sieht es
richtig, wenn er feststellt, er ha-
be nicht mehr versprochen als
im bereits existierenden deut-
schen Stabilitätsprogramm: ei-
ne „nahezu ausgeglichene
Haushaltsposition" im Jahre
2004 (vgl. Tabelle 1).

Also viel Lärm um Nichts? Ein
politisches „window dressing" auf
allen Ebenen? Nein, denn der Eco-
fin hat die ungestüme Intervention
genutzt, um die deutsche Ver-
pflichtung verbindlicher zu gestal-
ten. Es sieht nicht so aus, als ob
dieses Ergebnis angestrebt wor-
den ist.

• Interessant ist, wie Minister Ei-
chel auf die Unterschiede ant-
wortete, dass im Jahreswirt-

schaftsbericht das Jahr 2006,
aber im Stabilitätsprogramm
das Jahr 2004 genannt wird. „Im
Stabilitätsprogramm sind wir
immer von einem ausgegliche-
nen Gesamthaushalt 2004 aus-
gegangen. Nur unter ungünsti-
gen Bedingungen könnte es
2006 werden. Aber die EU-
Kommission ist wesentlich opti-
mistischer - und glaubt deshalb,
dass wir unsere Defizite eher
zurückfähren können."7 - Wer
trägt eigentlich die Verantwor-
tung - die EU-Kommission oder
die Bundesregierung? Der Text
ist eindeutig: 2004 ist der Zeit-
punkt und dazu werden zusätz-
liche Maßnahmen erwartet,
wenn die Konjunktur sich erholt.

• Politisch brisant ist allein die
Verpflichtung, die Haushalte der
Bundesländer und der Sozial-
versicherungen „im Jahre 2002
genau zu überwachen" und die
Zielsetzung, „Vereinbarungen
mit den regionalen Regierungs-
ebenen" zu treffen, um sicher-
zustellen, dass bis 2004 ein na-
hezu ausgeglichener Gesamt-
haushalt erreicht wird.

Der unvollendete
nationale Stabilitätspakt

Dies ist erneut eine Geschäfts-
führung ohne Auftrag gewesen.
Bereits bei der Annahme des „Pro-
tokolls über das Verfahren bei ei-
nem übermäßigen Defizit" im Ver-
trag von Maastricht wurde in Art. 3
eine Verpflichtung für das Defizit
des gesamtstaatlichen Haushalts
übernommen, die mit der födera-
len Grundordnung der Bundesre-
publik kollidierte. Diese Kontrover-
se trat offen im Ratifizierungspro-
zess zutage. In Art. 2 des Ratifizie-
rungsgesetzes vom 28. Dezember

7 „Nicht null, sondern nahe bei null", Inter-
view mit Bundesfinanzminister Hans Eichel
von Ulrich Schäfer, in: Der Spiegel vom 18.
Februar 2002, in: Deutsche Bundesbank,
Auszüge aus Presseartikeln, Nr. 9 vom 20.
Februar 2002, S. 7.
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1992 wurde für die Verpflichtungen
aus dem Budgetartikel 104c EGV
(jetzt Art. 104) beschlossen, dass
diese „auf der.Grundlage einer Ab-
stimmung zwischen Bund und
Ländern zu erfüllen" seien - aller-
dings „unter Beachtung des Arti-
kels 109 Abs. 1 des Grundgeset-
zes und gemäß der ihnen nach Ar-
tikel 109 Abs. 2 des Grundgeset-
zes obliegenden Berücksichtigung
des gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts". Die Kautele des Art.
109 Abs. 1 GG („Bund und Länder
sind in ihrer Haushaltswirtschaft
selbständig und voneinander un-
abhängig") bekräftigten die Bun-
desländer postwendend, indem
sie in ihrer Entschließung (Ziffer 7)
den Begriff „Abstimmung" inter-
pretierten. Es handele sich um „...
keine ...Verpflichtung, sondern nur
(um) einen Programmsatz".

An dieser offenen Position hat
sich bis heute nichts geändert.
Mehrere Versuche, eine rechtlich
verbindliche Abstimmung bzw. ei-
nen nationalen Stabilitätspakt zu
vereinbaren, schlugen fehl8. Ge-
stritten wird über die rechtliche
Fassung (Änderung von Art. 109
Abs. 1 GG, Beibehaltung des Prin-
zips der Freiwilligkeit und Abstim-

8 Unter anderem des Bundesfinanzministeri-
ums. Bundesministerium der Finanzen: Eck-
punktepapier über die innerstaatliche Um-
setzung von EG-rechtlichen Vorgaben zur
Vermeidung übermäßiger Defizite vom 13.
Juni 1996; dass.: Arbeitsentwurf eines Ge-
setzes über den nationalen Stabilitätspakt
vom 26. März 1998.

mung im Finanzplanungsrat, einfa-
ches Gesetz mit Verordnung), über
die Verteilung der „Defizitermächti-
gung" zwischen Bund, einschließ-
lich Sozialversicherungen, und
Ländern, einschließlich Gemein-
den (50:50; 40:60) und über die In-
dikatoren, um horizontal die Defizi-
te zwischen den Ländern aufzutei-
len (nach Einwohnerzahl, nach bis-
herigen Budgetdefiziten, nach
einem kombinierten Schlüssel).

Der Streit ist so tiefgreifend, weil
er letztlich eine Reform der ge-
samten Finanzverfassung erfor-
derlich macht. Dies ist mittlerweile
zwar allgemeiner politischer Er-
kenntnisstand, seine Umsetzung
ist jedoch eine Herkulesarbeit. Die
Neuordnung des Finanzausgleichs
und die Verlängerung des Stabi-
litätspaktes Ost signalisierten, wie
zerstritten die Verhandlungspartei-
en sind. Bei diesen Verhandlungen
haben sie den Stabilitätspakt aus-
geklammert.

Und in diesem Umfeld hat die
Bundesregierung sich verpflichtet,
diese Vereinbarungen zu realisie-
ren, um ihre Verpflichtung bis 2004
zu erfüllen. Nur um einen „Blauen
Brief" zu vermeiden, wurde die po-
litische Grenze zwischen Mut und
Übermut neu bestimmt.

Erosion der Disziplin

Der erste nennenswerte Test
des SWP ist misslungen. Einmal
aufgrund der rüden politischen
Handhabung. Zweitens aufgrund

von Verpflichtungen, die eigentlich
keine sind (Bestätigung des deut-
schen Stabilitätsprogramms) und
die EU-Kommission, den Ecofin-
Rat sowie die Bundesrepublik in
die Nähe eines großartigen „win-
dow dressing" drängen. Drittens
aufgrund der generellen Zweifel an
der Realisierung des Zieles, bis
2004 einen nahezu ausgegliche-
nen Gesamthaushalt zu gestalten.
Die Wachstumskräfte, die dafür er-
forderlich sind, sind gerade in der
Bundesrepublik als Folge des feh-
lenden Reformwillens kaum aus-
reichend aktivierbar, und Zinsstei-
gerungen werden die Aufgabe zu-
sätzlich erschweren, denn alle er-
warten eine Konjunkturbelebung.
Viertens, der Initiator des SWP ist
auch der erste, der den SWP über
den Rand der Glaubwürdigkeit
drängt. Andere Länder werden
dieses Vakuum füllen. Eine Koaliti-
on aktueller und potenzieller Sün-
der wird sich in Zukunft häufiger
bilden. Großbritannien hat bereits
die Initiative übernommen, auf der
nächsten Sitzung des Europäi-
schen Rates in Barcelona Vor-
schläge einzubringen, den SWP
aufzuweichen9. Ein neuer Schrö-
der-Blair-Pakt zur Neuorientierung
der Wirtschaftspolitik in der EU?
Dies wäre eine bemerkenswerte
innere „Reform" vor der EU-Ost-
erweiterung.

9 Vgl. o.V: Die Briten wollen EU-Stabilitäts-
pakt aufweichen, in: Frankfurter Allgemeine
Zeitung vom 1. März 2002.

Carsten Hefeker

Stabilitätspakt und glaubwürdige Fiskalpolitik

Der Streit um den angedrohten
„Blauen Brief" aus Brüssel,

den deutscher Druck verhindert
hat, stellt eine klare Gefährdung
des Stabilitäts- und Wachstum-

spakts (SWP) dar. Dies erinnert un-
heilvoll an die vielfältigen Möglich-
keiten der Interpretation der Maa-
strichter-Konvergenzkriterien, die
dann genutzt wurden, um Länder

in die EWU zu lassen, die die fest-
gelegten Kriterien eigentlich nicht
erfüllten. So wie damals entsteht
das Gefühl, dass die Regeln flexi-
bel ausgelegt werden, wenn dies

Wirtschaftsdienst 2002 • 3 137



ZEITGESPRACH

politisch opportun ist. Während
damals die Glaubwürdigkeit der
Maastrichter Kriterien gelitten hat,
so ist es jetzt der SWP, von dem
man nicht mehr weiß, ob er jemals
genutzt werden wird.

Der gefundene Kompromiss,
dass Deutschland sich stattdes-
sen bemühen werde, bis 2004 ein
„nahezu" ausgeglichenes Budget
vorzulegen, ist kein Ersatz. So be-
ginnt bereits die Diskussion, ob
„nahezu" ein halbes Prozent oder
spgar ein ganzes Prozent an Defi-
zit erlaubt sei. Zudem hatte Fi-
nanzminister Eichel noch vor weni-
gen Wochen selbst darauf hinge-
wiesen, dass man wohl nicht vor
2006 ein ausgeglichenes Budget
werde vorlegen können. Man wun-
dert sich, was wohl in den letzten
Wochen die Situation so verbes-
sert hat, dass dies jetzt zwei Jahre
eher der Fall ist. Angesichts der
strukturellen Probleme der deut-
schen Fiskalpolitik mutet die Zu-
versicht von Minister Eichel illuso-
risch an.

Die Regeln des SWP

Dabei ist der Widerstand gegen
die Warnung aus Brüssel nicht
nachvollziehbar. Politisch wäre
dies im Wahljahr zwar nicht gerade
angenehm gewesen, auf der ande-
ren Seite hätte sie jedoch den
Sparkurs der Regierung eher un-
terstützt. Konsequenzen hätte sie
nicht gehabt; diese sind nur vorge-
sehen, wenn die 3% in der Tat ver-
fehlt werden. Hätte man in 2003
festgestellt, dass Deutschland in
2002 ein „exzessives Defizit" hat-
te, so wäre Deutschland aufgefor-
dert worden, dies zu beseitigen.
Nur wenn das dann im Laufe des
Jahres nicht gelungen wäre, und
es auch absehbar wäre, dass dies
im Folgejahr nicht gelingt, wären
unter Umständen Sanktionen ver-
hängt worden. Die sind vorgese-
hen für den Fall, dass das Defizit
nicht mit einem Rückgang des BIP
von mehr als 0,75% verbunden ist.

Für einen Rückgang zwischen
0,75 und 2% kann der Ministerrat
eine Sanktion aussetzen; dies ist
eine politische Entscheidung. Bei
einem Rückgang des BIP von
mehr als 2% wird die Sanktion au-
tomatisch ausgesetzt.

Wird ein exzessives Defizit fest-
gestellt, so hat das betreffende
Land eine Kaution von mindestens
0,2% des BIP zu hinterlegen, die
um je 0,1 % für jeden Prozentpunkt
steigt, die das Defizit exzessiv ist
bis zu einer Höchstgrenze von
0,5% des BIP. Die Kaution verfällt,
wenn die Regierung das Defizit
nicht beseitigt. Das kann natürlich
erhebliche Kosten mit sich brin-
gen, wenn es auch kaum wahr-
scheinlich ist, dass ein Land je
wirklich wird zahlen müssen. Denn
es hat reichlich Zeit zur Verfügung
um etwaige Defizite zu korrigieren.

Deshalb macht die von einigen
Seiten diskutierte Berechnung des
Defizit unter Berücksichtigung der
zyklischen Situation nicht viel
Sinn. Denn damit wird die Ausle-
gung des SWP erst recht beliebig.
Und es gibt auch keinen Grund
dazu, da bei den eventuell erfol-
genden Sanktionen gegen ein ex-
zessives Defizit die zyklische Si-
tuation berücksichtigt wird. Dazu
kommt, dass die deutsche Be-
hauptung, das Defizit sei zykli-
scher Natur, zumindest umstritten
ist1. Zwar kann das Defizit auch auf
das Wirken der automatischen
Stabilisatoren zurückgeführt wer-
den, dies aber nur, weil in den gut-
en Jahren zu wenig gespart wurde.
Genau auf diese strukturellen Pro-
bleme sollte der „blaue Brief" hin-
weisen.

Der Stabilitätspakt:
Ökonomisch oder politisch?

Wenn man davon ausgeht, dass
mit der jetzigen Episode der SWP

praktisch bedeutungslos ist, so ist
das nur zu-bedauern, wenn man
ihn eigentlich für sinnvoll hält. Das
stellt die Frage, ob er ökonomisch
sinnvoll oder ohnehin nur politi-
scher Natur war. Verschiedene
Gründe wurden angeführt, dass ei-
ne gemeinsame Währung eine Ko-
ordination und Beschränkung der
Fiskalpolitik erfordere2. Das wich-
tigste Argument war, dass zu hohe
Defizite der Mitgliedsländer die
Europäische Zentralbank (EZB)
dazu bringen könnten, Staatspa-
piere aufzukaufen, um damit die
Zinslast für die Regierungen gering
zu halten. Dies würde schließlich
zu einer höheren Inflation führen.

Nun, dieser direkte Zusammen-
hang von Geld- und Fiskalpolitik
ist durch Art. 104 des Maastrichter
Vertrages ausgeschlossen. Die
EZB darf direkt keine Staatspapie-
re ankaufen. Bleiben also indirekte
Effekte. Zum einen könnte die EZB
von Geschäftsbanken Staatspa-
piere aufkaufen, wenn die in
Schwierigkeiten geraten, weil Re-
gierungen ir̂ re Schulden nicht
mehr bedienen. Wie wahrschein-
lich ist dies? Zum einen sind die
Europäischen Staaten weit davon
entfernt, ihre Schulden nicht zu
bedienen, und zum anderen halten
die Banken kaum so viele Staats-
papiere, das ihre Existenz ernst-
haft von einem Zahlungsausfall
bedroht wäre3. Damit eng verbun-
den ist das Argument, dass die
EZB unter politischen Druck gera-
ten könnte, der Art. 104 indirekt
aushebeln würde. Wenn man die
Unabhängigkeit der EZB so ernst

1 D. G ros : The new German problem:
Weakness at the heart of Europe, CEPS-
commentary, Februar 2002 (www.ceps.be).

2 Für eine kritische Diskussion siehe
W. Bu i te r et al.: Excessive Deficits: Sense
and Nonsense in the Treaty of Maastricht, in:
Economic Policy, 16 (1993), S. 57-100.
3 B. E i c h e n g r e e n , C. W y p l o s z : The
Stability Pact: More Than a Minor Nui-
sance?, in: Economic Policy, 26 (1998),
S. 65-113, zeigen, dass allenfalls in Spanien
und Italien die Banken so exponiert sind.
Siehe aber auch den Kommentar von Ger-
lach, der von einer deutlich höheren Expo-
nierung ausgeht; S. G e r l a c h : Discussion,
in: ebenda, S. 107-110.
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nimmt, wie dies immer wieder von
den Regierungen betont wurde, so
ist dies ausgeschlossen. Wenn
man den SWP hingegen so inter-
pretiert, stellen die Regierungen
damit selbst indirekt die Unabhän-
gigkeit der EZB in Frage.

Ein zweites Argument ist, dass
die starke Verschuldung einzelner
(großer) Staaten Zinswirkungen
auch auf andere Staaten hätte und
dass diese vermieden werden sol-
len. Da ein einheitlicher Kapital-
markt besteht, würde die An-
spruchnahme durch Einzelne die
Zinsen für alle in die Höhe treiben.
Selbst wenn dies so wäre, gibt es
wenig Gründe dagegen vorzuge-
hen. Es ist schließlich das Merkmal
von Märkten, dass höhere Nach-
frage zu höheren Preisen führt.
Darüber hinaus wird zwar oft be-
hauptet, eine Währungsunion wür-
de zu einem einheitlichen Zinssatz
führen. Das ist wenig überzeu-
gend. Sicher führt eine einheitliche
Währung zu einer tendenziellen
Angleichung, die im Wesentlichen
durch den Wegfall des Wechsel-
kursrisikos begründet ist, aber das
bedeutet natürlich nicht, dass Län-
derrisikoprämien wegfallen.

Wenn das so wäre, würden auch
alle Gebietskörperschaften und
Firmen innerhalb eines Währungs-
raumes die selben Zinsen zahlen.
Man sieht hingegen, dass die
Märkte sehr wohl unterschiedliche
Schuldner, auch wenn dies Regie-
rungen sind, gemäß ihrer Bonität
beurteilen. Somit sollte man das
moralische Risiko einer exzessiven
Verschuldung, weil man hofft, zu-
mindest einen Teil der Kosten auf
andere abwälzen zu können, nicht
überbewerten. Und das bestimmte
Länder auf einen „bail out" durch
andere Regierungen hoffen, darf
ebenfalls bezweifelt werden. Es ist
politisch kaum vorstellbar, dass es
spanische Wähler akzeptieren
würden, wenn die spanische Re-
gierung die deutsche unterstützt,

weil diese dem Staatsbankrott ent-
gegensieht. Die deutsche Regie-
rung würde das auch kaum erwar-
ten und sich deshalb stark ver-
schulden.

Eine dritte Begründung könnte
man darin sehen, dass die Euro-
päischen Regierungen im SWP ein
Instrument gesehen haben, ihre
Fiskalpolitik mit Hilfe dieser exter-
nen Bindung auf einen dauerhaft
anderen Kurs zu bringen. Während
eine solche Einsicht der Politik be-
grüßenswert wäre, bestehen auch
hier Zweifel. Zwar hat man im Vor-
feld der Währungsunion vielfältige
Anstrengungen der fiskalischen
Konsolidierung gesehen, aber lei-
der waren dies meist kurzfristige
Maßnahmen, die nicht unbedingt
mit einer dauerhaften Sanierung
einhergingen4.

Bleibt schließlich noch die Hy-
pothese, dass der SWP wohl eher
politische Gründe hatte, die im
Wesentlichen darin bestanden, die
deutsche Bevölkerung zu beruhi-
gen. In Deutschland war die Angst
groß, die Währungsunion würde
zur Unterminierung der Geldwert-
stabilität führen. Die sollte mit Hilfe
des SWP zerstreut werden.

Nach wie vor Bedarf
an Fiskalregeln

Wenn man also auch dem SWP
und seiner Umsetzung kritisch ge-
genüber stehen kann, so ist die
generelle Idee, ein ausgeglichenes
Budget anzustreben, eine sinnvol-
le Vorgabe. Ein im Durchschnitt
ausgeglichenes Budget impliziert
zwar, dass die Verschuldung in
ihrem Bestand nicht reduziert wird.
(Allerdings wird die Messzahl in
dem Ausmaß sinken wie das BIP
wächst.) Das ist allerdings auch
nicht unbedingt nötig, gibt es doch

keine Vorstellung darüber, wie
hoch die angemessene Verschul-
dung eigentlich ist. Einiges spricht
dafür, dass sie nicht notwendiger-
weise Null sein muss.

Es ist jedoch unbestritten, dass
die deutsche Fiskalpolitik erhebli-
chen Reformbedarf hat. Die deut-
sche Fiskalpolitik weist noch im-
mer strukturelle Defizite auf, die si-
cher auch ursächlich in den Folgen
der deutschen Einheit sind und so-
mit dem jetzigen Finanzminister
von seinen Vorgängern hinterlas-
sen wurden. Denn mit den Folgen
der deutschen Einheit wurde auch
schleichend die Macht des Finanz-
ministers unterminiert. Die Regie-
rung griff auf außerbudgetäre
Fonds und Haushalte zurück, die
am offiziellen Budget vorbeigingen
und die dem zuständigen Finanz-
minister entzogen waren5.

Aber auch der Aufbau des deut-
schen Föderalismus trägt zu den
Problemen bei. So hat der Bun-
desfinanzminister nur beschränk-
ten Zugriff auf die Finanzen der
Länder. Das deutsche Defizit in
diesem Jahr ist auch darauf
zurückzuführen, dass sich die
deutschen Länder und Gemeinden
hoch verschuldet haben, da sie
nicht die Ausfälle durch die erste
Stufe der Steuerreform berück-
sichtigt haben. Das generelle Pro-
blem ist, dass Zuständigkeiten
und Rechte bestehen, die nicht
immer miteinander kompatibel
sind. Damit passt auch zusam-
men, dass in Deutschland zwar in
Abschwüngen das Defizit kontra-
zyklisch wirkt, dies aber in Boom-
Phasen kaum der Fall ist. Mit an-
deren Worten, die Sparanstren-
gungen sind in Deutschland in der
Regel nicht ausreichend6.

4 J. v. H a g e n , A. H u g h e s - H a l l e t t ,
Ft. S t r a u c h : Budgetary Consolidation in
EMU, European Commission, Economic
Papers 148, März 2001.

5 Siehe dazu im Detail J. v. H a g e n ,
R. S t r a u c h : German Public Finances:
Recent Experiences and Future Challenges,
ZEI Working Paper B 13 (2001).
6 C. W y p l o s z : Fiscal Policy. Institutions
vs. Rules, mimeo, Dezember 2001.
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Um die Frage zu beantworten,
wie es mit der Fiskalpolitik und
dem SWP in Deutschland weiter-
gehen soll, ist es entscheidend,
sich darüber klar zu werden, was
die Aufgaben der Fiskalpolitik
sind. Entscheidend ist es, kurzfri-
stige Flexibilität mit einer langfristi-
gen Ausrichtung auf Stabilität zu
kombinieren. Das ist ganz ähnlich
dem, was auch die Geldpolitik er-
reichen soll. Von daher bietet es
sich an, einmal zu sehen, welche
Institutionen in der Geldpolitik ge-
schafft haben, was in der Fiskalpo-
litik erst noch geschafft werden
muss.

Der Vergleich mit der Geldpolitik
zeigt einige Prinzipien, die auch für
die Fiskalpolitik gelten sollten. Sie
sollte nicht hyperaktiv sein und
schon gar nicht prozyklisch wir-
ken. Dennoch ist es wichtig, dass
auch die Fiskalpolitik den Spiel-
raum behält, in schwierigen Situa-
tionen eingreifen zu können. Und
das wiederum erfordert, dass das
Budget grundsätzlich ausgegli-
chen ist und der Schuldenstand
nicht so hoch ist, dass der Schul-
dendienst überhand nimmt. Um
glaubwürdig zu sein, muss sie. ein
klares Ziel vorgeben und das auch
verteidigen. Genauso, wie Infla-
tionsziele vorgegeben und vertei-
digt werden, müsste dies auch für
die Fiskalpolitik gelten. Das aber
erfordert in der Konsequenz, dass
entsprechende Institutionen exi-
stieren, die die Ziele der Fiskalpoli-
tik auch absichern, so wie dies
z.B. ein Zentralbankgesetz tut, das
die Unabhängigkeit der Zentral-
bank absichert.

Eine Alternative zum SWP

Der SWP erfüllt diese Vorgaben
nicht. Zwar hat er ein klares Ziel
und bietet auch eine gewisse Fle-
xibilität. Das große Problem hinge-
gen ist, dass er keine glaubwürdi-
ge Bindung der Regierungen dar-
stellt, wie der deutsche Sündenfall

deutlich gemacht hat. Seine
Glaubwürdigkeit ist hinreichend
geschädigt, unabhängig davon, ob
er formal weiterbesteht oder nicht.
Stattdessen hat die Episode deut-
lich gemacht, dass wir weiter nach
einem Mechanismus suchen müs-
sen, der glaubwürdig ist. Eine De-
legation von fiskalischer Macht an
eine unabhängige Instanz wäre ei-
ne solche Möglichkeit.

~ So wurde verschiedentlich vor-
geschlagen, ein Gremium zu
schaffen, das für die Ausgegli-
chenheit des Budgets zu sorgen
hat und auch Entscheidungsbe-
fugnis zur Umsetzung dieses Ziels
hat7. Dabei sollte das Ziel der Aus-
geglichenheit über mehrere Jahre
hinweg definiert sein, um die auto-
matischen Stabilisatoren wirken
lassen zu können. Was aber ver-
hindert würde ist, dass Budgetver-
letzungen politisch durch den sel-
ben Kreis von Personen legitimiert
werden, der auch die Verletzungen
begeht. Dass „peer pressure"
nicht funktioniert, haben wir ja
deutlich gesehen.

Dies würde ungefähr wie folgt
aussehen: Die Regierung würde
einen „Fiskalpolitischen Rat"
schaffen, dessen Aufgabe es wä-
re, Vorgaben über das maximale
Defizit für das folgende Jahr zu
machen. Die Regierung wäre ver-
pflichtet, dies zu erfüllen. Weicht
das Budget von den Vorgaben ab,
so hätte die Regierung ein neues
vorzulegen. Der Rat könnte, falls
dies nicht geschieht, vorschreiben,
dass linear gekürzt bzw. (bestimm-
te) Steuern erhöht werden müs-
sten. Der Rat seinerseits wäre
natürlich dem Parlament verpflich-
tet und rechenschaftspflichtig.
Würde er seine Aufgabe verfehlen,
das Budget über einen Zyklus aus-
geglichen zu halten, könnte er

7 C. W y p l o s z , a. a. O.; und B. E i c h e n -
g reen et al.: Reforming Budgetary Institu-
tions in Latin America, in: Open Economies
Review, 10 (1999), S. 415-442.

durch das Parlament entlassen
werden. Ansonsten hingegen wäre
der Rat autonom und nicht durch
das Parlament oder gar die Regie-
rung zu entlassen.

Dabei ist zu unterstreichen,
dass es hier nicht darum geht, die
demokratische Kontrolle der Fis-
kalpolitik abzugeben. Denn es sind
zweierlei Dinge, über die Struktur
von Ausgaben und Einnahmen
und deren Höhe zu entscheiden
oder die Ausgeglichenheit des
Budgets vorzuschreiben. Die nöti-
gen Entscheidungen lägen immer
noch bei.. den demokratisch ge-
wählten Regierungsparteien, aber
die wären gezwungen, auch die
unangenehmen Entscheidungen
zu treffen. Nach wie vor würde die
Fiskalpolitik/ ein Instrument sein,
mit dem Parteien und Politiker un-
terschiedliche Akzente setzen
könnten.

Schlussfolgerung

Die Debatte über den blauen
Brief hat das grundsätzliche Pro-
blem der deutschen Fiskalpolitik
deutlich gemacht. Gleichzeitig hat
der SWP Schaden genommen.
Seine Glaubwürdigkeit, die oh-
nehin nie besonders hoch war, ist
nach der letzten Episode wohl
vollends ruiniert. Not tut ein "glaub-
hafter Mechanismus zur Absiche-
rung der Konsolidierung der -̂ öf-
fentlichen Finanzen. Es hat sich
deutlich gezeigt, dass der Prozess
der Budgetüberwachung und
-kontrolle, der eigentlich mit der
Währungsunion nicht viel zu tun
hat, entpolitisiert werden sollte.
Von daher ist es zumindest beden-
kenswert, die Überwachung des
Budgets, ähnlich wie auch bei der
Geldpolitik, an ein unabhängiges
Gremium zu delegieren. Die Dis-
kussion um die Schaffung eines
deutschen Stabilitätspakts impli-
ziert, dass ein solcher Rat nicht
nur für die Bundesfinanzen zustän-
dig sein dürfte.
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